
A Z  Fl.,-9494 Schau» 109.  J i i h r g a n ^  N r ,  7 0  Diens tag ,  31. M ä r z  1987 

llcditcnftcincr l^Bolhgblott 
Erscheint Montag, Dienstag, Mittwoch, Donnerstag,  Freitag u n d  Samstag • Jeden Donners tag  Grossauflage • Amtliches Publikationsorgan • Tel. (075) 2 42 42 • Einzelpreis: 60 R p .  

Eigenartiges Gehabe zur Informationspolitik 
Die VU-Gemeinderatsfraktion in Eschen blockiert die Informationspolitik des Vorstehers 

«Die Probleme der Zukunft können 
wir», so  schrieb die Vaterländische Union 
(VU)  in ihrem Wahlprogramm mit der 
Sonnenblume, «nur gemeinsam lösen. 
Dazu brauchen wir Bürgerinnen und Bür
ger, welche sich kritisch damit auseinan
dersetzen. Wir wollen diese Auseinan
dersetzung und werden uns für eine wei
tere Verbesserung der Informationspoli
tik einsetzen.» Für die VU-Fraktion im 
Gemeinderat in Eschen stimmt diese 
Leitlinie offenbar nicht mehr, denn sie 
blockierte mit ihrer Stimmenmehrheit 
eine ausführliche Bekanntmachung der 
Gemeinderatsbeschlüsse. D e r  Rückfall in 
die Veröffentlichung des reinen Be
schlussprotokolls ist perfekt. 

AKTUELL 
Teuerungswelle in Polen 

Die Welle de r  von d e r  polnischen 
Regierung verordneten u n d  von d e r  
verbotenen Gewerkschaft  «Solidari
tät» als unerträglich kritisierten 
Preiserhöhungen ha t  a m  Montag  
die Lebensmittelläden erfasst. D ie  
Kunden  bekamen a m  Montag  mor
gen Preiserhöhungen für  Grund
nahrungsmittel von durchschnittlich 
zehn Prozent  zu spüren. F ü r  Ziga
ret ten und  alkoholische Ge t r änke  
müssen die Polen 20 Prozent  mehr  
bezahlen. Z u r  ersten Stufe de r  
Preiserhöhungen gehörte,  dass Ben
zin schon am Sonntag u m  25 Pro
zent  teurer  wurde. In d e r  zweiten 
Stufe sollen von Mittwoch an höhe
r e  Preise für Fleisch, Kohle,  G a s  
u n d  Strom gelten. 

Spionagering ausgehoben 
Die  Spur  eines kürzlich in Frank

reich ausgehobenen Spionagerings 
führt  Presseberichten vom Montag 
zufolge geradewegs in die sowjeti
sche Botschaft in Paris. Kopf  des  
Agentenrings sei de r  stellvertreten
d e  Luftwaffenattache Waleri Kono-
rew gewesen, schrieb die linksge
richtete Pariser Zei tung «Libera
tion». Neben  Konorew, einem Mit
glied des sowjetischen militärischen 
Geheimdienstes G R U ,  seien sieben 
weitere Sowjets in den  Fall verwik-
kelt. Es  sei zu erwarten,  dass Kono
rew und  die anderen Betroffenen in 
Kürze ausgewiesen würden,  hiess 
es.  

Gesteigerter Gewinn bei Coop 
Die Coop-Gruppe  ist im vergan

genen J a h r  nu r  noch u m  0,6 Prozent 
gewachsen, ha t  d e n  Gewinn  abe r  
u m  18,3 Prozent auf  129 Millionen 
Franken  gesteigert. Wie Coop  a m  
Montag  an  de r  Jahrespressekonfe
renz  in Muttenz (BL)  mitteilte,  
konnten  d i e  Marktanteile i m  Detail
handel  insgesamt gehalten werden.  
I n  d e n  ersten zwei Mona ten  1987 
resultierte ein Umsatzzuwachs d e r  
G r u p p e  von 4,8 Prozent. D e r  kon
solidierte Umsatz  de r  Coop-Grup
pe ,  des  zweitgrössten Schweizer 
Grossverteilers, stieg 1986 u m  0 ,6  
Prozent  au f  8,436 Milliarden 
Franken .  

Gemäss  seiner Ankündigung,  einen 
neuen  Informationsstil in d e r  Gemeinde  
Eschen zu pflegen, liess Vorsteher  Beat  
Marxer  (Eschen) gleich nach d e r  Aufnah
me d e r  Gemeinderatsarbei t  nach den 
Wahlen vom Januar  1987, ein ausführli
ches Protokoll veröffentlichen, das nicht 
nu r  - wie bisher - die Beschlüsse des  
Gemeinderates ,  sondern auch weitere In
formationen für  den interessierten Bür
ger  umfasste. Doch diese Offenheit ge
genüber  den Bürgerinnen und  Bürger, 
wie sie die Mutterpartei  landesweit pro
pagierte,  war  für  die VU-Gemeinderats-
fraktion ein he rbe r  Stein des  Anstosses. 
Nachdem sich immer  mehr  Interessierte 
für  den Bezug des  Gemeinderatsproto
kolls p e r  A b o n n e m e n t  meldeten,  stellte 
die VU-Fraktion den Antrag,  künftig auf 
die ausführliche Darstellung d e r  Gemein
deratsarbeit  zu  verzichten u n d  sich wei
terhin auf die Veröffentlichung der  rei
nen Beschlüsse zu  beschränken.  

Angst vor der Öffentlichkeit? 
Die Mannschaft, wie es in de r  Wahl

werbung der  V U  hiess, die bereit sei, 
«Arbeit  für die Öffentlichkeit zu über
nehmen»,  scheute sich plötzlich, ihre Ar
beit  auch in der  Öffentlichkeit zu präsen
tieren. Sie. die noch anfangs Jahr  den  
Bürgerinnen und Bürgern versichert hat
t e ,  sie sei «auf die Unterstützung aller 
Einwohner  angewiesen», will nun offen
ba r  nichts m e h r  davon wissen, zumindest 
wenn es da rum geht,  die Öffentlichkeit 
konkret  u n d  umfassend zu informieren. 

Wie steht es mit der Informationspflicht? 
Die Gemeinde Eschen wird nach d e m  

Gemeinderatsbeschluss künftig wieder

um das reine Beschlussprotokoll veröf
fentlichen, das für  den Nicht-Gemeinde
rat in vielen Fällen ein Buch mit sieben 
Siegeln ist, d a  e r  sich nichts darun te r  
vorstellen kann. Die VU-Fraktion hat  
sich nach den Angaben von Vors teher  
Beat Marxer «klar und eindeutig» für das  
Beschlussprotokoll entschieden und mit 
ihrer Stimmenmehrheit  ein Musterproto
koll mit umfassenderen Informationen 
unzweideutig abgelehnt.  

Eine rechtliche Handhabe  gegen die
sen Mehrheitsbeschluss besitzt Vors teher  
Beat  Marxer  nicht, denn das Gemeinde
gesetz lässt sich nicht im Detail über  die 
Veröffentlichung von Protokollen aus .  
Z u  dieser Auffassung ist auch Regie
rungschef Hans  Brunhar t  bereits vor vier 
Jahren gekommen,  als e r  eine Anfrage 
de r  Gemeinde  Vaduz  beantworte te .  
Gleichzeitig fügte er  hinzu, dass es  "zu
lässig» sei, «Auszüge aus d e m  Beschluss
protokoll durch eine Darstellung des  
Sachverhaltes und eventuell eine Zusam
menfassung der  Entscheidungsgründe zu 
ergänzen.» 

Anspruch der Öffentlichkeit? 
Was de r  VU-Regierungschef als «zu

lässig» erachtet ,  ist für die VU-Gemein-
deratsfraktion Eschen offensichtlich noch 
nicht bindend. Dass  es Sachverhalte und  
Diskussionen in einer Gemeinderatss tube 
gibt, deren Veröffentlichung sich nicht 
für die brei te  Bevölkerung eignet, e r 
scheint klar, denn  e s  gibt auch schützens
werte Interessen d e r  Gemeinde und von 
Einzelnen. A u f  d e r  anderen Seite aber  
steht der  Anspruch de r  Öffentlichkeit auf 
Informationen, der  auch nach Auffassung 
de r  Regierung «Rechnung getragen wer
den  muss». ( G . M . )  

Anklage gegen Dr. Erich Seeger? 
Zustimmung der Regierung zur  Anklageerhebung 

( A P )  Gegen den Präsidenten des 
Liechtensteiner Staatsgerichthofs, 
Dr.  Erich Seeger, soll wegen Amts
missbrauchs und falscher Zeugenaussa
ge Anklage erhoben werden. Dies  be
stätigte das Initiativkomitee Kunsthaus 
Vaduz am Montag zu einem Bericht 
des Deutschschweizer Radios. 

Seeger war im Zusammenhang  mit 
de r  Beurteilung einer Initiative zum 
Liechtensteiner Kunsthaus durch den 
Staatsgerichtshof unter  Beschuss gera
ten. D e r  zuständige Staatsanwalt Ger t  
Frommelt  war am Montag zunächst für 
eine Stellungnahme nicht zu erreichen: 
de r  bereits Amt  suspendierte Seeger 
selbst war abwesend,  ebenso wie sein 
Rechtsanwalt.  

Egon Gstöhl .  C h e f  des Presse- und 
Informationsamts de r  Regierung, be
stätigte in Vaduz,  dass sich die Regie
rung an  ihrer letzten Sitzung mit dem 
Fall befasst habe.  Gemäss  einer Ver
ordnung aus dem Jahre  1914 muss bei 
der  Anklageerhebung in wichtigen Fäl
len das Einvernehmen d e r  Regierung 
eingeholt werden. Die fürstliche Regie
rung habe einen Bericht  zur Kenntnis 
genommen und  zur Weiterbearbei tung 
an die Staatsanwaltschaft weitergelei
tet. bestätigte Gstöhl.  Die Anklageer
hebung liege in d e r  Verantwortung des  
zuständigen Staatsanwalts. D e r  Stell
vertreter von Staatsanwalt Frommel t  
wollte zum Radiobericht nicht Stellung 
nehmen.  E r  erklärte einzig, dass die 
Klage beim Gericht  noch nicht einge
bracht worden sei. 

Hickhack um Kunsthausprojekt 
Die Justizaffäre seht  a u f  den Streit 

um den Bau  eines  Kunsthauses in Va
duz  zurück. D ie  Stimmberechtigten 
hat ten das Projekt  im Jahre  1980 auf 
Gemeinde-  und Landesebene gutge-
heissen. Das Initiativkomitee Kunst
haus Vaduz reichte in de r  Folge eine 
Volksinitiative gegen das  Kunsthaus
vorhaben ein. D i e  Initiative wurde  von 
d e n  zuständigen Behörden  jedoch als 
verfassungswidrig abgelehnt.  D e n  ent
sprechenden Entscheid des Staatsge
richtshofs focht das Initiativkomitee 
mit einem Wiedererwägungsgesuch, ei
n e r  sogenannten Vorstellung, an. Nach 
Informationen des  Komitees  entschied 
d e r  fünfköpfige Senat des  Sta'atsge-
richtshofs a m  15. O k t o b e r  1984 mit  drei 
zu  zwei St immen zugunsten des  Komi
tees.  Gerichtspräsident  Seeger  habe  
a b e r  dennoch ein neuerliches Beweis
verfahren eingeleitet,  u n d  im Februar  
1985 - unterdessen war  ein neues Mit
glied des Gerichts  gewählt worden - sei 
dieses Urteil d a n n  umgewandel t  wor
den .  

Das Initiativkomitee warf  Seeger in 
de r  Folge in e inem Leserbrief  Amts
missbrauch vor.  Dies trug ihm eine 
Klage des  Staatsanwalts wegen übler  
Nachrede ein. D a s  Landgericht sprach 
die Angeklagten a m  20. Augus t  1985 
jedoch frei. D iese r  Entscheid wieder
u m  löste eine Voruntersuchung d e r  
Staasanwaltschaft gegen Seeger  aus ,  
die nun  zur  Anklageerhebung wegen 
Amtsmissbrauchs u n d  falscher Zeuge
naussage führen soll. Mit Beschluss 
vom vergangenen Dienstag  gab  die R e 
gierung nun offenbar  grünes Licht für 
die Anklage .  

Frist für erste Abgaswartung läuft heute ah 
A b  Mittwoch muss das Abgas-Wartungsdokument im Personenwagen mitgeführt werden 

Motorfahrzeughalter aufgepasst: Heu
te Dienstag läuft die Frist zur Durchfüh
rung der ersten obligatorischen Abgas
wartung ab. Nach dem 31. März 1987 gibt 
es  für «Abgas-Sünder» auf unseren Stras
sen kein Pardon mehr. Wer bis zu diesem 
Datum die Abgaswartung an seinem Au
to nicht durchführen liess und in eine 
Kontrolle der Verkehrspolizei gerät, 
muss mit einer Strafanzeige bei der 
Staatsanwaltschaft und einer saftigen 
Busse rechnen. Natürlich müsste dann 
auch die Wartung sofort nachgeholt wer
den, und der Lenker hätte zur Nachkon
trolle bei der MFK oder der Polizei zu 
erscheinen. 

Gemäss  einer gestern durchgeführten 
Telefon-Umfrage bei einzelnen Garagi-
sten im Lande gibt es noch zahlreiche 
liechtensteinische Fahrzeughalter ,  d ie  d e r  
Wartungspflicht bis heute  nicht nachge
k o m m e n  sind. Gemäss  Verordnung  u n d  
d e n  Weisungen d e r  Regierung müssen 
alle in Liechtenstein zugelassenen leich
t e n  Motorwagen mit  Fremdzündungsmo
t o r  u n d  einer  bauartbedingten Höchstge
schwindigkeit von 50 km/h u n d  mehr  im  
Hinblick a u f  ihre Abgasemissionen ge
warte t  werden.  Ausgenommen sind dabei  
j e n e  Autos ,  die vor  d e m  1. J a n u a r  1971 
erstmals in Verkehr  gesetzt wurden.  D e r  

Die Frist zur Durchführung der ersten obligatorischen Abgaswartung läuft heute 
Dienstag ab. Sofern die periodischen Sen'icetermine immer eingehalten wurden, ist das 
Auto  nach rund 30  Minuten in der Garage (hier bei Guntram Malt in Eschen) gewartet. 

Autobesitzer ist weiters verpflichtet, d i e  
Abgaswartung alljährlich bei  se inem 
Markenvertreter  wiederholen zu  lassen. 

Nach d e r  War tung  werden  die Mess
werte in ein spezielles Abgas-Wartungs
dokument  eingetragen. Die  Richtigkeit 
wird durch die Unterschrift d e r  Pe r son ,  
welche die Messung vorgenommen h a t .  

bestätigt. D e r  Lenker  muss dieses ausge
füllte Dokumen t  jederzeit  in seinem W a 
gen mitführen und  es d e r  Polizei auf  Ver 
langen vorweisen. W e r  d e n  «Abgaspass» 
nicht dabei  hat,  die Abgaswartung jedoch  
ordnungsgemäss durchführen liess, wird 
mit  e iner  Geldstrafe von zehn Franken  
gebüsst. 

Vier Menschen starben 1986 auf der Strasse 
Verkehrspolizei stand bei 649 Verkehrsunfällen im Einsatz - 273 Führerausweisentzüge 

(pafl) - 1 9 8 6  erstellte die Polizei insge
samt 345 Verkehrsunfall-Tatbestandsauf
nahmen. Das sind 58 (20 Prozent) mehr 
als im Vorjahr. Im vergangenen Jahr er
höhten ̂ sich vor allem auch die Verkehrs
unfälle rtiit- Personenschaden auf 112, was 
gegenüberx1985 einer Zunahme von 27 
Prozent entspricht. Bei den in der Ver-
kehrsunfall'Statistik erfassten Verkehrs
unfällen waren 577 Fahrzeuge beteiligt. 

D i e  starke Z u n a h m e  d e r  registrierten 
Verkehrsunfälle im Jahre  1986 ist im we

sentlichen au f  die Verkehrsunfälle,  bei  
denen  zwei o d e r  mehrere  Personenwagen 
beteiligt waren,  sowie auf  die Personen
wagen-Selbstunfälle zurückzuführen. B e 
sonders stark angestiegen sind im Vor j ah 
resvergleich die Verkehrsunfälle zwi
schen Personenwagen und  Mofas  o d e r  
Fahrräderen (Zunahme:  73 Prozent) .  

E ine  Analyse d e r  Verkehrsunfal l-Gat
tungen hat  ergeben,  dass bei den  92 regi
strierten «Personenwagen-Selbstunfäl
len» gegenüber  1985 eine Z u n a h m e  v o n  

17,9 Prozent  zu verzeichnen ist. Die  Per
sonenschäden haben  gegenüber  1985 u m  
133 Prozent ,  die beteiligten inländischen 
Fahrzeuge u m  17 Prozent  u n d  die regi
strierten Selbstunfälle in d e r  Nacht  u m  
15,6 Prozent  zugenommen.  Die  Zunah
m e  de r  registrierten Selbstunfälle mit 
Personenwagen erfolgte somit fast aus
schliesslich zur Nachtzeit .  

Bei den Verkehrsunfällen «Personen-

(Fortsetzung a u f  Seite 2 )  

Das Bier wird teurer 
Preis f ü r  zwei Jahre stabil 

( A P )  Mit der Zustimmung von Preis-
überwacher Odilo Guntern zu einem 
Bieraufschlag ist der seit dem Herbst to
bende Schweizer Bierpreis-Krieg beendet 
worden. Laut einer am Montag in Bern 
veröffentlichten einvernehmlichen Rege
lung zwischen dem Preisüberwacher, 
dem Schweizerischen Bierbrauerverein 
(SBV) und dem Schweizerischen Wirte
verband (SWV) schlägt das Bier am kom
menden 1. Oktober in Gastwirtschaften 
um zehn Rappen bis zu drei Dezilitern 
und um 20 Rappen für grössere Mengen 
auf. Danach soll der Bierpreis für zwei 
Jahre stabil bleiben. 

Sprecher  von S B V  u n d  S W V  betonten  
in Zür ich ,  die Bierpreisstabilität gelte nur  
bis Ende  Sep tember  1989, sofern »keine 
wesentliche Ände rung  d e r  tatsächlichen 
Situation» eintrete .  Laut  SBV-Direktor  
Konrad  Studerus könn ten  derart ige Ä n 
derungen durch e inen  Anst ieg d e r  Öl-
u n d  Rohstoffpreise bewirkt  werden .  
Auch  bei e inem Teuerungsschub wäre  die  
Vereinbarung hinfällig, sagte SWV-Di-
rek tor  Xaver  Fre i .  

Die Wirte sind mi t  d e r  Regelung laut 
Frei  »mässig zufrieden». D e r  Aufschlag 
wäre  angesichts d e r  Kostensteigerung im 
Gastgewerbe seit d e m  letzten Bierpreis
aufschlag Anfang 1985 schon a u f  1. Ja 
n u a r  gerechtfertigt gewesen.  D e r  Rege
lung sei n u r  zugestimmt worden,  u m  un
tragbare Ertragseinbussen in  vielen Be
t r ieben zu  vermeiden.  Bereits  sei Nach
holbedarf  vorhanden ,  d a  die Einführung 
der  Fünf-Tage-Woche im Gastgewerbe 
auf  d e n  k o m m e n d e n  1. Juli einen weite
ren  Kostenschub verursache .  

Die Präsidentin des Konsument innen
forums de r  deutschen Schweiz, Margri t  
Krüger ,  befürchtete,  im Sog des Bierprei
ses könnte  in  d e n  Gasts tä t ten auch d a s  
Mineralwasser t e u r e r  werden.  Dies sei 
vor allem in j enen  K a n t o n e n  zu erwar ten ,  
de ren  Wirtschaftsgesetze d e n  sogenann
ten  Sirup-Artikel enthal ten ,  nach d e m  
Mineralwasser billiger sein sollte als da s  
b i ' "  ste alkoholische Ge t ränk .  


